
Zusammenstellung von Grundprinzipien der Kodi­
fikation. Dieser Allgemeine Teil sollte außer den 
Grundsätzen der Verwirklichung des Zivil- und Fa­
milienrechts einen Abschnitt über die Prozeßbeteilig­
ten, ihre Rechte und Pflichten sowie allgemeine Be­
stimmungen über die Prozeßhandlungen des Gerichts, 
der Parteien und anderer Verfahrensbeteiligter ein­
schließlich der Möglichkeit der Beseitigung von Säum­
nisfolgen enthalten. An der bisherigen Konzeption, daß 
der nachfolgende große Teil des Gesetzbuchs über das 
erstinstanzliche Verfahren dieses nach seinem histo­
rischen Ablauf behandelt, wird dadurch nichts geän­
dert, eher wird diese Tendenz durch die mit der Aus­
arbeitung des Allgemeinen Teils verbundene Ent­
lastung der anderen Abschnitte noch gefördert. Damit 
wäre jedenfalls schon vom Aufbau des Gesetzes her 
eine gute Grundlage dafür gegeben, daß die umfang­
reichen prozessualen Rechte der Parteien und anderer 
Verfahrensbeteiligter viel deutlicher zum Ausdrude 
kommen, als das in den bisherigen Thesen der Fall ist. 
Als einen wichtigen Hebel zur Einbeziehung der Kraft 
der sozialistischen Gesellschaft in den Prozeß der Er­
ziehung aller Werktätigen zur strikten Einhaltung der 
Gesetzlichkeit ist in der Diskussion mit Recht das 
Institut der Gerichtskritik hervorgehoben worden. Es 
ist dabei als ungenügend erachtet worden, lediglich von 
tier Pflicht des Gerichts zu sprechen, die im Zivilver­
fahren zutage getretenen Gesetzesverletzungen staat­
licher, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Organe zu 
kritisieren. Es wurde vielmehr auch eine Rechtspflicht 
der Leiter der kritisierten Organe gefordert, binnen 
zwei Wochen zu dem Kritikbeschluß Stellung zu neh­
men und darüber zu berichten, welche Maßnahmen zur 
Überwindung der aufgetretenen Hemmnisse ergriffen 
worden sind. Dieser Forderung ist inzwischen mit § 9 
Abs. 2 des neuen GVG vom 17. April 1963 Rechnung 
getragen worden. Weiterhin sollte auch der Empfeh­
lung der Diskussion gefolgt werden, deß dem zuständi- - 
gen Staatsanwalt eine Abschrift des Kritikbeschlusses 
übersandt wird.
In der Diskussion ist von vielen Seiten darauf auf­
merksam gemacht worden, daß in einer der Grundsatz­
bestimmungen, zweckmäßig sogleich im Zusammenhang 
mit der ersten These über den Umfang der Zivil­
gerichtsbarkeit, die — in der Perspektive immer mehr 
an Bedeutung gewinnende — Zuständigkeit gesell­
schaftlicher Organe zur Beratung über zivilrechtliche 
Streitigkeiten deutlich sichtbar zu machen ist. Dabei ist 
an die Konfliktkommissionen sowie an die in den 
Wohnbezirken, LPGs, PGHs und Privatbetrieben zu 
bildenden Schiedskommissionen für die Behandlung 
kleinerer zivilrechtlicher Streitigkeiten gedacht3. Hierzu 
muß im jetzigen Stadium unserer Rechtsentwicklung 
zunächst die allgemeine Bestimmung ausreichen, daß 
gesellschaftliche Organe über zivilrechtliche Streitig­
keiten beraten, soweit dies im Rechtspflegeerlaß vor­
gesehen ist.
Funktion und Struktur der mündlichen Verhandlung
Aus den Grundsätzen des Verfahrens ragt die Ver­
pflichtung des Gerichts heraus, bei konzentrierter Ver­
fahrensführung den Streitfall und die gesellschaftlichen 
Zusammenhänge, unter denen er entstanden ist, genau 
aufzuklären. Das Hauptinstrument'des Gerichts bei der 
Lösung dieser Aufgabe, bei der gründlichen Vorberei­
tung seiner Entscheidung und der erzieherischen Ein­
wirkung auf die Parteien und andere Prozeßbeteiligte 
ist die mündliche Verhandlung. Sie ehtgegen allen aus 
der früheren, bürgerlichen Spruchpraxis resultierenden * 4

3 Vgl. Erlaß des Staatsrates über die grundsätzlichen Auf­
gaben und die Arbeitsweise der Organe der Rechtspflege vom
4. April 1963, Zweiter Teil, zweiter Abschnitt, über die Auf­
gaben der Konfliktkommission und der Schiedskommission 
bei der Behandlung kleinerer zivilrechtlicher Streitigkeiten.

Tendenzen der Verzögerung des Verfahrens und seiner 
Aufsplitterung in eine Vielzahl von Terminen zum 
wirklichen Kernstück des Verfahrens, zum Forum der 
konzentrierten Aufklärung des Sachverhalts und der 
Auseinandersetzung mit Verstößen gegen die sozia­
listische Gesetzlichkeit zu machen, ist das unmißver­
ständliche Anliegen der Thesen über die vorbereitende 
Verhandlung und die Hauptverhandlung. Dem ist in 
der Diskussion allgemein zugestimmt worden.
Aus diesen Gründen ist auch die Einrichtung einer vor-' 
bereitenden Verhandlung, die wesentliche Momente der 
heutigen vorbereitenden Verhandlung in Ehesachen be­
rücksichtigt — ohne diese schematisch zu übernehmen —, 
von der überwiegenden Mehrheit der Diskussionsteil­
nehmer bejaht worden. Nur von einer Arbeitsgruppe 
sind Bedenken geäußert worden, die Teilung in vorbe­
reitende Verhandlung und Hauptverhandlung „orientiere 
unter Umständen falsch auf mindestens zwei Verhand­
lungstermine“ und lehne sich mit derBezeichnung„Haupt- 
verhandlung“ zu sehr an den Strafprozeß an. Infolge 
ihrer strengen Unterscheidung von vorbereitender Ver­
handlung und Hauptverhandlung ließen die Thesen zu 
wenig erkennen, daß die vorbereitende Verhandlung, 
wenn schon mit ihr das Verfahren abgeschlossen wer­
den kann, sich zur alles entscheidenden Verhandlung, 
zur Hauptverhandlung umwandele. Diese Gruppe hat 
deshalb vorgeschlagen, die genannten Bezeichnungen 
fallenzulassen, statt dessen nur allgemein von Ver­
handlung zu sprechen mit der Maßgabe, den Streitfall 
im ersten Termin nach Möglichkeit abzuschließen und 
im übrigen den ersten Termin „zur Vorbereitung der 
gegebenenfalls alles entscheidenden Verhandlung“ zu 
benutzen.
In diesen Vorschlägen wird mit Recht auf den Wider­
spruch zwischen der Funktion des ersten Verhand­
lungstermins und der ihm in den Thesen verliehenen 
Bezeichnung „vorbereitende Verhandlung“ aufmerksam 
gemacht. Eine in jedem Falle vorbereitende Verhand­
lung im strengen Sinne gibt es nur in dem ersten Ter­
min in Ehesachen, in dem im Falle des Scheiterns eines 
Versuchs der Aussöhnung der Ehegatten die streitige 
Verhandlung vorzubereiten und auf einen gesonderten 
Termin anzuberaumen, eine sofortige Entscheidung des 
Gerichts über die Ehescheidungsklage also prinzipiell 
ausgeschlossen ist. Wenn somit nicht nur in zivilrecht­
lichen Streitigkeiten, sondern auch — mit Ausnahme 
von Ehesachen — in familienrechtlichen Angelegen­
heiten ein das Verfahren abschließendes Urteil schon 
im ersten Verhandlungstermin ergehen kann, so 
stimmt die Bezeichnung „vorbereitende Verhandlung“ 
mit dieser bedeutsamen Möglichkeit ihres Ausgangs 
nicht ganz überein. Sie sollte daher zugunsten der Be­
zeichnung „Vorverhandlung“ aufgegeben werden, die 
den allgemeinen Aufgaben des Gerichts im ersten Ver­
handlungstermin besser gerecht wird und durchaus 
auch für den ersten Termin in Ehesachen Verwendung 
finden kann.
Soweit der erwähnte Vorschlag aber die in den Thesen 
vorgenommene wesentliche Differenzierung zwischen 
den beiden Verhandlungsterminen aufgeben will und 
sich insbesondere gegen die Bezeichnung des zweiten 
Termins als „Hauptverhandlung“ wendet, geht es um 
mehr als einen terminologischen Streit. Hier steht die 
Funktion der Konzentration des Verfahrens, die der 
Vorverhandlung innewohnen soll, und damit eine mit 
Recht als Errungenschaft der bisherigen Gesetz­
gebungsarbeit bewertete Grundtendenz der Thesen zur 
Diskussion.
Das Argument, daß die Einrichtung einer Vorverhand­
lung auf die schematische Anberaumung zweier Ver­
handlungstermine orientiere, ist nicht stichhaltig. In 
den Thesen wird zu Inhalt utld Ziel des ersten Termins
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